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Zwei Drittel der Mensch-
heit werden in Zukunft in 
Ballungsräumen mit mehr als einer Million 
Einwohner leben. Dies bringt große Her-
ausforderungen für Energie- und Wasser-
versorgung, für Mobilität und Klimaschutz 
mit sich. Im Vergleich mit anderen Haupt-
städten Europas kommt Berlin in einer 
Siemens-Studie als grüne Stadt auf Platz 8. 
Angeführt wird das Ranking vor allem von 
skandinavischen Städten wie Stockholm, 
Kopenhagen, Oslo und Helsinki. Berlins 
achter Platz ist da ein guter Anfang, es 
gibt aber Chancen, in Zukunft sogar noch 
weiter nach oben zu kommen.
Im Ranking der Energieeffizienz der Ge-
bäude ist Berlin zum Beispiel schon auf 
Platz 1. Gerade für Ballungsräume ist die-
ser Punkt sehr wichtig: Öl wird in den kom-
menden Jahrzehnten knapper und teurer, 
durch Versiegelung und engere Bebauung 
können Hitzestaus oder Wassermangel 
stärker auftreten als anderswo. Die Ge-
bäude der Zukunft müssen also mehr Ener-
gie erzeugen als sie verbrauchen. Das gilt 
vor allem für den in Berlin vergleichsweise 
großen Altbaubestand.
Arbeitsbedarf gibt es in Berlin allerdings 
noch bei der Infrastruktur. So werden in 
den Ballungsräumen der Zukunft bei-
spielsweise keine Autos gekauft, sondern 
Mobilitätsdienstleistungen.  Die  Men-
schen nutzen Mobilität je nach Komfort, 
Lebensstil und Praktikabilität. Es muss 
also eine enge Verzahnung von Öffent-
lichem  Personennahverkehr,  Car-Sha-
ring und anderen Mobilitäts-Konzepten 
geben. Berlin hat mit seinem hervorra-
genden ÖPNV-Netz die besten Voraus-
setzungen, solch nachhaltige Mobilität 
zu erreichen. Wichtig wird in Zukunft 
aber auch der Einsatz klimaschonender 
und  nachhaltiger  Antriebstechniken 
wie Biokraftstoffe oder Wasserstoff. Die 
Elektromobilität bietet sich gerade für 
Ballungsräume an: Erstens, weil die Bat-
terietechnik bisher ohnehin vor allem auf 
Kurzstrecken ausgelegt ist. Zweitens, weil 
Elektrofahrzeuge keinen Feinstaub und 
keinen Lärm verursachen. 
In den Bereichen Verkehr, Energiever-
sorgung und CO2-Emissionen liegt Berlin 
nur im oberen Mittelfeld. Dafür sind die 
Wasser- und Luftqualität und die Müllver-
arbeitung deutlich besser als in anderen 
europäischen Städten. Insgesamt wäre 
es durchaus möglich, nach Hamburg die 
Auszeichnung Klimahauptstadt der EU zu 
bekommen. Insbesondere deshalb, weil in 
Berlin die Energieversorgung zukünftig 
deutlich klimaschondender nicht mehr 
mit Kohle, sondern aus Biomasse gewon-
nen wird. Wenn zudem auch die nachhal-
tigen Mobilitätskonzepte mit Car-Sharing, 
Verbesserung der Fahrradwege sowie dem 
vermehrten Einsatz von Elektromobilität 
und klimaschonenden Antriebsstoffen 
umgesetzt werden, kann Berlin im Green 
City Ranking mit skandinavischen Städten 
durchaus mithalten. In einem muss Berlin 
aber besser werden: Der Welt mitzuteilen, 
was es in puncto Nachhaltigkeit und grü-
ner Lebensweise zu bieten hat. Entgegen 
dem landläufigen Berliner Image („Das 
Herz auf der Zunge tragen.“) ist die Au-
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